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Prüfung 

1 Prüfungsstoff 

Die Prüfung setzt sich wie folgt zusammen: 

1.1 Grundfahraufgaben 

1.1.1 Fahren nach rechts rückwärts unter Ausnutzung einer Einmündung, Kreuzung oder Einfahrt oder 

1.1.2 Rückwärtsfahren und Rangieren oder 

1.1 .3 Rückwärts einparken. 

1.2 Prüfungsfahrt 

An lage 3 

(zu § 4 Satz 1) 

Die auszubildende Person muss fähig sein, selbstständig das Fahrzeug auch in schwierigen Verkehrslagen ver­
kehrsgerecht und sicher zu führen . Die Fahrweise soll vorausschauend und dem jeweiligen Verkehrsfluss ange­
passt sein. Daneben soll die auszubildende Person auch zeigen, dass sie über ausreichende Kenntnisse der für 
das Führen eines Kraftfahrzeugs maßgebenden gesetzlichen Vorschriften verfügt sowie mit den Gefahren des 
Straßenverkehrs, insbesondere bei der Wahrnehmung von Sonderrechten, und den zur Abwehr dieser Gefah­
ren erforderlichen Verhaltensweisen vertraut ist. Etwa die Hälfte der reinen Fahrzeit soll für Prüfungsstrecken au­
ßerhalb geschlossener Ortschaften verwendet werden. 

2 Prüfungsdauer und Mindest1ahrzeit 

Die Prüfungsdauer beträgt insgesamt 60 Minuten. Die reine Fahrzeit, ohne Vor- und Nachbereitung, beträgt 45 
Minuten, sofern die antragstellende Person nicht schon vorher gezeigt hat, dass sie den Anforderungen der 
Prüfung nicht gewachsen ist. 

3 Bewertung der Prüfung 

3.1 Zum Nichtbestehen einer Prüfung führen: 

3.1.1 erhebliche Fehler, insbesondere Gefährdung oder Schädigung anderer, grobe Missachtung der Vorfahrt- und 
Vorrangregelung, Nichtbeachtung von "Rot" bei lichtzeichenanlagen, Nichtbeachtung von Vorschriftzeichen 
mit der Folge einer möglichen Gefährdung, Verstoß gegen das Überholverbot, Fahrstreifenwechsel ohne Ver­
kehrsbeobachtung, fehlende Reaktion auf Kinder, Hilfsbedürftige und ältere Menschen, 

3.1.2 die Wiederholung oder Häufung von verschiedenen Fehlern, die als Einzelfehler in der Regel noch nicht zum 
Nichtbestehen führen, insbesondere mangelnde Verkehrsbeobachtung, nicht angepasste Geschwindigkeit, 
Abstandsunterschreitungen, unterlassene Bremsbereitschaft, Nichtbeachtung von Verkehrszeichen und Blink­
verstöße. 

3.2 Vorzeitige Beendigung der Prüfungsfahrt 

Die Prüfungsfahrt soll beendet werden, sobald sich herausstellt, dass die auszubildende Person den Anforde­
rungen der Prüfung nicht gerecht wird. 

3.3 Nichtbestehen der Prüfung 

Hat die auszubildende Person die Prüfung nicht bestanden, so ist sie bei Beendigung der Prüfung unter Be­
nennung der wesentlichen Fehler von der prüfungsberechtigten Person hiervon zu unterrichten. 

3.4 Die Prüfungsergebnisse sind zu dokumentieren. 

4 Anforderungen an das Prüfungsfahrzeug 

Das Prüfungsfahrzeug muss die Anforderungen der Anlage 2 Nr. 3 erfüllen. Zusätzlich muss das Prüfungsfahr­
zeug ausreichend Sitzplätze für die prüfungsberechtigte Person, die ausbildungsberechtigte Person und die 
auszubildende Person bieten. Es muss geWährleistet sein, dass die prüfungsberechtigte Person alle für den 
Ablauf der praktischen Prüfung wichtigen Verkehrsvorgänge beobachten kann. 

Erläuterungen 

zu Anlage 3 

Die Anlage 3 enthält Regelungen zum Inhalt und zur Durchführung der Prüfung. 
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Anlage 4* 

(zu § 5 Satz 1) 

Ausbildungs- und Prüfungsbescheinigung 
zum Führen von Einsatzfahrzeugen mit einer 

zulässigen Gesamtmasse von mehr als 3,5 t bis 4,75 t 

Name, Vorname(n): 

Geburtsdatum: 

Anschrift: 

ehrenamtliche/r 
Angehörige/r der 

hat mit Einverständnis der entsendenden Organisation (§ 1 der Fahrberechtigungsverordnung Rheinland-Pfalz) 
eine Ausbildung nach § 3 der Fahrberechtigungsverordnung Rheinland-Pfalz absolviert. 

Datum: ....•.. . . .. ...•... .•. .. ... . .•• . . . ...... 

(Unterschrift der auszubildenden Person) (Stempel der entsendenden Organisation) 

(Unterschrift der ausbildungsberechtigten Person) (Stempel der ausbildenden Organisation) 

Sie/Er hat in einer praktischen Prüfung nach § 4 Satz 1 der Fahrberechtigungsverordnung Rheinland-Pfalz die 
Befähigung zum Führen von Einsatzfahrzeugen mit einer zulässigen Gesamtmasse von mehr als 3,5 t bis 4,75 t 
nachgewiesen. 

Datum: ...... . ....•.... • . .. . . .. ...... . .... • .. . 

(Unterschrift der prüfungsberechtigten Person) (Stempel der prüfenden Organisation) 

• Abweichungen vom Muster sind zulässig, soweit Besonderheiten des Verfahrens, 
insbesondere der Einsatz maschineller Datenverarbeitung, dies erfordern. 

Erläuterungen 

zu Anlage 4 

Die Anlage 4 enthält Mindestanforderungen für die Ausbildungs· und Prüfungsbescheinigung zur Vereinfachung und Verein­
heitlichung des Vollzugs. 

Brandhilfe 712011 11 



~~n_~st~t~um des In.n.e~n, für Sport und Infrastruktur Rheinland-Pfalz 

Zum besseren Verständnis der neuen Vorschrift wird abschließend auf den 
nachfolgend abgedruckten allgemeinen Teil der Amtlichen Begründung hingewiesen: 
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Begründung 
A. Allgemeines 

Aufgrund der seit dem Jahr 1999 geltenden fahrerlaubnisrechtlichen Vorschriften stehen den Freiwilligen Feuerwehren, den anderen Hilfsor­
ganisationen und dem Rettungsdienst Immer weniger junge Ehrenamtliche zur Verfügung, die eine zum Führen von Einsatzfahrzeugen not­
wendige Fahrerlaubnis besitzen. Nur ältere Inhaberinnen und Inhaber von Fahrerlaubnissen, die diese vor dem ,. Januar 1999 erworben ha­
ben, können aufgrund des für sie geltenden Bestandsschutzes Fahrzeuge mit mehr als 3,5 t bis zu 7,5 t zulässiger Gesamtmassa mit dem bis­
herigen Führerschein der (alten) Klasse 3 fahren. Nachdem ältere Fahrerinnen und Fahrer den Freiwilligen Feuerwehren und anderen 
Hilfsorganisationen aus Altersgründen allmählich nicht mehr zur Verfügung stehen, muss jüngeres Personal nachrücken, das jedoch nicht 
mehr über die erforderliche Fahrerlaubnis für die mittlerweile aus technischen Gründen schwerer gewordenen Einsatzfahrzeuge verfügt. 

Grund für diese Entwicklung ist die Richtlinie 9114391EWG des Rates vom 29. Juli 1991 über den Führerschein, nach der die Mitgliedstaaten 
verpflichtet waren, mit Wirkung vom ,. Januar 1999 die international übliche Einteilung der Fahrerlaubnisklassen einzuführen. Anlass für die­
se Rechtsänderung war die Absicht der Europäischen Gemeinschaft, durch eine auf die unterschiedlichen Fahrzeugklassen ausgerichtete spe­
zielle Ausbildung und Prüfung zur Erhöhung der Verkehrssicherheit beizutragen. 

Mit der Richtlinie wurde auch die Bundesrepublik Deutschland verpflichtet und ermächtigt, die Fahrerlaubnis der Klasse CI für Kraftfahrzeuge 
von mehr als 3,5 t bis 7,5 t zulässiger Gesamtmasse einzuführen. Die Bundesrepublik Deutschland hat In § 6 Abs. 1 der am ,. Januar 1999 in 
Kraft getretenen Fahrerlaubnis-Verordnung vom 28. August 1998 (BGBI. I S. 2214) bestimmt, dass die Fahrerlaubnis der Klasse Cl für Kraft­
fahrzeuge mit einer zulässigen Gesamtmasse von mehr als 3,5 t bis 7,5 t erteilt wird. Damit lassen sich Einsatzfahrzeuge mit einer zulässigen 
Gesamtmasse von nicht mehr als 3,5 t mit einer Fahrerlaubnis der Klasse B führen. Für Kraftfahrzeuge mit mehr als 7,5 t zulässIger Gesamt­
masse wird eine Fahrerlaubnis der Klasse C benötigt. 

Zur Sicherstellung der Einsatzfähigkeit der Freiwilligen Feuerwehren und der übrigen genannten Organisationen wurde mit dem Fünften Ge­
setz zur Anderung des Straßenverkehrsgesetzes vom 17. Juli 2009 (BGBI. I S. 2021) die Rechtsgrundlage für eine Ausnahmeregelung zum 
Führen von Einsatzfahrzeugen mit einer zulässigen Gesamtmasse von nicht mehr als 7,5 t geschaffen. Gleichzeitig hat der Bundesgesetzge­
ber die Länder ermächtigt, durch Rechtsverordnung Ausführungsbestimmungen für sogenannte einfache Fahrberechtigungen der Angehöri­
gen der Freiwilligen Feuerwehren und der übrigen genannten Organisationen zum Führen von Einsatzfahrzeugen mit einer zulässigen Gesamt­
masse von mehr als 3,5 t bis 4,75 t erlassen. 

Die Verordnung legt den Kreis der Personen fest, denen Fahrberechtigungen für Einsatzfahrzeuge mit einer zulässigen Gesamtmasse von mehr 
als 3,5 t bis 4,75 t erteilt werden können, und begrenzt den Personenkreis auf ehrenamtliche Feuerwehrangehörige sowie ehrenamtliche Hel­
ferinnen und Helfer des Rettungsdienstes und der anderen Hiffsorganisationen. Der Verordnungsgeber macht damit von seiner Ermächtigung 
Gebrauch, durch Rechtsverordnung Ausführungsbestimmungen zur einfachen Fahrberechtigung der Angehörigen der Freiwilligen Feuerweh­
ren und der übrigen genannten Organisationen zu erlassen. 

Der Verordnungsgeber schöpft seine Ermächtigung aus, in Angelegenheiten der Bundesaufsichtsverwaltung abweichend von der Zuständig­
keitsregelung des § 2 Abs. 10 Satz 6 des Straßenverkehrsgesetzes (StVG) eine anderweitige Zuständigkeit zu regeln (Art 84 des Grundgeset­
zes). Er überträgt die Zuständigkeit auf die Verwaltungen der Gemeinden und Landkreise, die gleichzeitig Aufgabenträger nach dem Brand­
und Katastrophenschutzgesetz sind. Diese nehmen die ihnen aufgrund des Straßenverkehrsgesetzes übertragenen Aufgaben als Auftragsan­
gelegenheit walJf. 

Die Ermächtigungsgrundlage des § 2 Abs. 10 Satz 6 StVG sieht für die Erteifung dieser Fahrberechtigungen eine Zuständigkeit der obersten 
Landesbehörde vor. Es widerspräche jedoch den Grundsätzen der Verwaltungsvereinfachung und der möglichst orts-, sach- und bürgerna­
hen Ausübung von Verwaltungsaufgaben, wenn Sonderfahrberechtigungen für die Freiwilligen Feuerwehren und die übrigen genannten Or­
ganisationen durch die oberste Landesbehörde erteilt werden müssten, während die qualitativ hochwertigere Fahrerlaubnis nach § 3 Abs. 1 
Nr. 5 der Landesverordnung über Zuständigkeiten auf dem Gebiet des Straßenverkehrsrechts vom 12. März 1987 (GVBI. S. 46), zuletzt geän­
dert durch Verordnung vom 30. November 2010 (GVBI. S. 523), BS 923-3, grundsätzlich von den KreIsverwaltungen und Stadtverwaltungen 
der kreisfreien und großen kreisangehörigen Städte als untere Fahrerlaubnisbeh6rden erteilt wird. Mit einer Erteilung von Sonderfahrberechti­
gungen für die Freiwilligen Feuerwehren und die übrigen genannten Organisationen durch eine oberste Landesbehörde wäre auch ein unver­
hältnismäßig hoher Verwaltungsaufwand verbunden. 

Die ortsnahen Verwaltungsbehörden, die gleichzeitig Aufgabenträger für den Brand- und Katastrophenschutz sind, können die erforderlichen 
Verwaltungsaufgaben schneller, einfacher und sachnäher wahrnehmen als die oberste Landesbehörde, da sie mit den regionalen und fachli­
chen Besonderheiten ihrer Einheiten und Einrichtungen besser vertraut sind. 

Mangels großer Wirkungsbreite oder erheblicher Auswirkungen bedarf das Vorhaben keiner Gesetzesfolgenabschätzung. 

Ziel des Entwurfs Ist die Erhaltung der Einsatzfähigkeit der Freiwilligen Feuerwehren und der übrigen genannten Organisationen. Die wesentli­
chen Verfahrensvorschriften sind im Straßenverkehrsgesetz und in der noch anzupassenden Fahrerlaubnis-Verordnung vom 13. Dezember 2010 
(BGBI. I S. 1980), geändert durch Artikel 1 der Verordnung vom 17. Dezember 2010 (BGBI. I S. 2279), geregelt. Die landesrechtliche Durch­
führungsverordnung enthält lediglich konkretisierende Regelungen für die einfache Fahrberechtigung, die dem Landes-Verordnungsgeber 
vorbehalten sind. 

Die Regelungen des Verordnungsentwurfs berOcksichtigen die Gleichstellung von Frauen und Männern und bieten keine Grondlage für eine 
verdeckte Benachteiligung von Frauen. 

Der Verordnungsentwurf ermöglicht den kommunalen Aufgabenträgern, für ihre ehrenamtlichen Feuerwehrangehörigen und den übrigen ge­
nannten Organisationen für ihre ehrenamtlichen Angehörigen, die vielfach ebenfalls kommunale Aufgaben in der Allgemeinen Hilfe und im Ka­
tastrophenschutz erledigen, kostengünstige Fahrberechtigungen für Einsatzfahrzeuge zu erlangen. Sie sparen dadurch die höheren Aufwen­
dungen für die reguläre Fahrschulausbildung, die allerdings für ihre hauptamtlichen Angehörigen auch weiterhin erforderlich ist. 

Die Kosten durch diese Aufgabenübertragung gehen über die laufenden Verwaftungskosten nicht hinaus, denn die Ausbildungskosten insbe­
sondere für Obungsfahrten fallen unabhängig davon an, welche Behörde die Fahrberechtigung erteilt. Deshalb kann die Ausführong der ent­
sprechenden Bestimmungen des Straßenverkehrsgeselzes den kommunalen Aufgabenträgern auch aufgrund einer Rechtsverordnung über­
tragen werden (§ 2 Abs. 4 Satz 1 der Gemeindeordnung und § 2 Abs. 7 der Landkreisordnung). 

Im Übrigen sind die Aufgabenträger nicht gezwungen, eine Fahrberechtigung aufgrund dieser Regelung zu erteilen. Wesentliche zusätzliche 
finanzielle Belastungen im Sinne des Konnexitätsprinzips entstehen nicht. 
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